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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)  

zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Gesine Lötzsch, Matthias Höhn, Dr. Dietmar 
Bartsch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
– Drucksache 19/4614 – 

Ostdeutsche Bundesländer von Aufwendungen für DDR-Renten entlasten 

A. Problem 
Die antragstellende Fraktion sieht die Aufteilung der Kosten für die Sonder- und 
Zusatzversorgungssysteme des DDR-Alterssicherungssystems im Zuge der Her-
stellung der deutschen Einheit als historischen Fehler an, da die ostdeutschen 
Bundesländer mehr als die Hälfte der Renten aus DDR-Sonder- und Zusatzversi-
cherungssystemen finanzieren müssen. 

B. Lösung 
Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimment-
haltung der Fraktionen AfD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 
Annahme des Antrags. 

D. Kosten 
Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 19/4614 abzulehnen. 

Berlin, den 28. November 2018 

Der Haushaltsausschuss 

Peter Boehringer 
Vorsitzender und 
Berichterstatter 

Eckhardt Rehberg  
Berichterstatter 

Johannes Kahrs 
Berichterstatter 

Otto Fricke 
Berichterstatter 

Dr. Gesine Lötzsch 
Berichterstatterin 

Sven-Christian Kindler 
Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Eckhardt Rehberg, Johannes Kahrs, Peter Boehringer, 
Otto Fricke, Dr. Gesine Lötzsch und Sven-Christian Kindler 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 61. Sitzung am 8. November 2018 den Antrag auf Drucksache 19/4614 
zur federführenden Beratung an den Haushaltsausschuss und zur Mitberatung an den Ausschuss für Wirtschaft 
und Energie sowie an den Ausschuss für Arbeit und Soziales überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Mit dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. soll der Deutsche Bundestag die Bundesregierung auffordern, 
schnellstmöglich einen gesetzlichen Regelungsentwurf zur Übernahme aller Aufwendungen für die Sonder- und 
Zusatzversorgungssysteme der DDR ab 2019 in voller Höhe durch den Bund vorzulegen. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat den Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksache 19/4614 
in seiner 24. Sitzung am 28. November 2018 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, FDP 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Vorlage abzulehnen. 

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat den Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksache 19/4614 in 
seiner 30. Sitzung am 28. November 2018 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Vorlage abzulehnen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Haushaltsausschuss hat den Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksache 19/4614 in seiner 27. Sitzung 
am 28. November 2018 abschließend beraten. Der Haushaltsausschuss beschloss mehrheitlich, dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, den Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksache 19/4614 abzulehnen. 

Der Beschluss wurde mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gefasst. 

Berlin, den 28. November 2018 

Eckhardt Rehberg  
Berichterstatter 

Johannes Kahrs 
Berichterstatter 

Peter Boehringer 
Berichterstatter 

Otto Fricke 
Berichterstatter 

Dr. Gesine Lötzsch 
Berichterstatterin 

Sven-Christian Kindler 
Berichterstatter 
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